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Betreff 
 
Bebauungsplan Nr. 107/4 "Sonnenweg";  1.  Änderung der Planbezeichnung; 2. 
Festlegung der Planungsziele 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Zentrumsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Sankt Augustin, folgende Beschlüsse 
zu fassen: 
 

1. Der durch den Rat am 21.04.1998 aufgestellte Bebauungsplans Nr.107/4 „Sonnen-
weg“ erhält jetzt die Planbezeichnung „Klosterhöfe“ 

2. Der Bereich des Bebauungsplans Nr.107/4 „Klosterhöfe“ wird als Mischgebiet entwi-
ckelt. Vorwiegend sollen Dienstleistungseinrichtungen, besondere Wohnformen wie 
z.B. Seniorenwohnungen sowie weitere zentrumsergänzende Nutzungen angesie-
delt werden. Innerhalb des Bebauungsplans wird großflächiger Einzelhandel ausge-
schlossen. 

 
Der Geltungsbereichsplan ist als Anlage beigefügt. 
 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 
 
Der Rat der Stadt Sankt Augustin hat im Jahre 1998 (Drucksachennummer 98/75) die Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr.107/4 „Sonnenweg“ beschlossen und die aus damaliger 
Sicht beabsichtigten Nutzungen formuliert.  
Die Planbezeichnung „Sonnenweg“ soll jetzt durch die in der Öffentlichkeit bereits vielfach 
so zitierte Bezeichnung „Klosterhöfe“ ersetzt werden. 
 
Im Zuge der Weiterentwicklung der Ergebnisse des Masterplans Urbane Mitte sollen auch 
Planinhalte für den Bereich des Bebauungsplans Nr.107/4 im Sinne der Ziele der Master-
planung konsequent umgesetzt werden.  
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Für den Bereich, der als südliches Eingangstor zur Stadtmitte besondere Bedeutung hat, 
sollen mit erster Priorität die in der Masterplanung aufgeführten Dienstleistungseinrichtun-
gen untergebracht werden, die durch Wohnnutzungen in den lärmabgewandten Bereichen 
ergänzt werden kann. Während der kleinteilige Einzelhandel, der zusätzlich auch flächen-
mäßig eingeschränkt werden könnte allgemein zulässig sein sollte, wird in jedem Falle je-
doch mit Blick auf den dafür vorgesehenen Bereich im Bebauungsplan „Zentrum“ der groß-
flächige Einzelhandel ausgeschlossen. 
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